
Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Haftpflichtversicherung von genehmigter
Tätigkeit mit Kernbrennstoffen und sonstigen
radioaktiven Stoffen außerhalb von Atomanlagen (AHBStr) H 32/00

§ 1 Gegenstand der Versicherung

(1) Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer
Versicherungsschutz für den Fall, daß er wegen eines
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Ereignisses, das einen Schaden zur Folge hatte,
für diese Folgen auf Grund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhalts von einem Dritten
auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird.

(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf die gesetz-
lichen Schadenersatzverpflichtungen im Sinne des § 13
(5) des Gesetzes über die friedliche Verwendung der
Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren
(Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 (BGBl. I, S. 814),
zuletzt geändert durch das Kostenermächtigungs-Än-
derungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I,
S. 805), die sich im Zusammenhang mit der geneh-
migten Tätigkeit infolge von Wirkungen eines Kernspal-
tungsvorganges oder der Strahlen eines vom Geneh-
migungsbescheid erfaßten radioaktiven Stoffes erge-
ben (versichertes Risiko).
Schadenersatzverpflichtungen aus § 640 Reichsversi-
cherungsordnung (RVO) sowie die gesetzliche Haft-
pflicht aus der Lieferung von Waren sind nicht Gegen-
stand dieser Versicherung.

(3) Eingeschlossen in den Versicherungsschutz ist die
gleichartige Haftpflicht der vom Versicherungsnehmer
zu einer Verrichtung bestellten Personen, im Falle der
Beförderung auch der Personen, die neben dem zur
Deckungsvorsorge Verpflichteten an der Beförderung
beteiligt sind oder waren oder befugterweise Sach-,
Dienst- oder Werkleistungen zur Beförderung bewirken
oder bewirkt haben oder zu einer der Beförderung die-
nenden Verrichtung bestellt sind oder waren.

(4) Tritt nach Abschluß des Vertrages durch Änderung be-
stehender oder Erlaß neuer Rechtsnormen eine Ver-
schärfung der gesetzlichen Haftung ein, so fällt diese
nicht unter den Versicherungsschutz. Es besteht jedoch
für die Haftungsverschärfung eine vorläufige Deckung.
Diese tritt außer Kraft

a) mit Ablauf eines Monats nach Abgabe einer schrift-
lichen Erklärung des Versicherers, die Haftungsver-
schärfung sei unversicherbar;

b) mit Ablauf eines Monats nach Aufforderung des Ver-
sicherers, über den Versicherungsschutz für die Haf-
tungsverschärfung eine Vereinbarung zu treffen;
diese Aufforderung muß mit dem Hinweis auf das
Außerkrafttreten der vorläufigen Deckung verbunden
sein;

c) mit dem Zustandekommen einer Vereinbarung über
den Versicherungsschutz für die Haftungsverschär-
fung.

Wird die Erklärung nach Buchst. a) oder die Aufforde-
rung nach Buchst. b) nicht innerhalb eines Jahres nach
dem Inkrafttreten der Haftungsverschärfung abgege-
ben, so wandelt sich die vorläufige in eine endgültige
Deckung um.
Tritt die vorläufige Deckung nach Buchst. a) oder b) au-
ßer Kraft, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt,
das Versicherungsverhältnis mit einer Frist von einem

Monat oder mit sofortiger Wirkung zu kündigen. Sein
Kündigungsrecht erlischt, wenn er es nicht spätestens
einen Monat nach dem Außerkrafttreten der vorläufigen
Deckung ausübt.
Im Falle der Kündigung wegen einer Erklärung des Ver-
sicherers nach Buchst. a) gebührt dem Versicherer nur
derjenige Teil der Prämie, welcher der abgelaufenen
Versicherungszeit entspricht.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes

(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des
Versicherungsscheines durch Zahlung der Prämie, der
im Antrag angegebenen Kosten und etwaiger öffent-
licher Abgaben, jedoch nicht vor dem Zeitpunkt, zu dem
von der Genehmigung Gebrauch gemacht werden darf.

(2) Soll der Versicherungsschutz schon vor der Einlösung
des Versicherungsscheines beginnen, bedarf es einer
besonderen Zusage des Versicherers oder der hierzu
bevollmächtigten Personen (vorläufige Deckung).
Die vorläufige Deckung endet mit der Einlösung des
Versicherungsscheines. Sie tritt rückwirkend außer
Kraft, wenn der Antrag unverändert angenommen, der
Versicherungsschein aber nicht unverzüglich eingelöst
wird. Der Versicherer ist berechtigt, die vorläufige De-
ckung mit Frist von einer Woche schriftlich zu kündigen.
Dem Versicherer gebührt in diesem Falle die auf die Zeit
des Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prä-
mie.

§ 3 Umfang des Versicherungsschutzes

(1) a) Die Leistungspflicht des Versicherers umfaßt die
Prüfung der Haftpflichtfrage, die Befriedigung begründeter
und die Abwehr unbegründeter Schadenersatzansprüche
(§ 1 Ziff. (1) ) gegen den Versicherungsnehmer.
Der Versicherer gilt als bevollmächtigt, alle zur Beilegung
oder Abwehr des Anspruchs ihm zweckmäßig erschei-
nenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers
abzugeben.
Wird in einem Strafverfahren wegen eines Ereignisses, das
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines
Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem Versi-
cherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer
die gebührenordnungsmäßigen, gegebenenfalls die von
ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Verteidi-
gers. Hat der Versicherungsnehmer für eine aus einem
Versicherungsfall geschuldete Rente kraft Gesetzes Si-
cherheit zu leisten oder ist ihm die Abwendung der Voll-
streckung einer gerichtlichen Entscheidung durch Sicher-
heitsleistung oder Hinterlegung nachgelassen, so ist der
Versicherer an seiner Stelle zur Sicherheitsleistung oder
Hinterlegung verpflichtet.

b) Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die
im Versicherungsschein angegebene Versicherungs-
summe für alle Schäden die Höchstgrenze bei jedem
Schadenereignis. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige
Personen erstreckt. Mehrere zeitlich zusammenhängende
Schäden aus derselben Ursache gelten als e i n Schaden-
ereignis.
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c) Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfalle zur Abwendung oder Min-
derung des Schadens für geboten halten durfte (Rettungs-
kosten), hat der Versicherer nur zu ersetzen, soweit die
Versicherungssumme nach Erfüllung der Schadenersatz-
verpflichtungen des Versicherungsnehmers gegenüber
Dritten dafür ausreicht. Zu Vorschüssen ist der Versicherer
nicht verpflichtet.
Sollen Rettungskosten unabhängig von der Versiche-
rungssumme und der Erfüllung der Schadenersatzver-
pflichtungen gegenüber Dritten ersetzt werden, bedarf dies
besonderer Vereinbarung.
Auf Weisung des Versicherers gemachte Aufwendungen
sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der
Entschädigung die Versicherungssumme übersteigen. Eine
Billigung des Versicherers von Maßnahmen des Versiche-
rungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens gilt n i c h t als Weisung des Versiche-
rers.

d) Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit über den Anspruch zwischen dem Versicherungs-
nehmer und dem Geschädigten oder dessen Rechtsnach-
folger, so führt der Versicherer den Rechtsstreit auf seine
Kosten im Namen des Versicherungsnehmers.

e) Aufwendungen des Versicherers für Kosten jeder Art
(z. B. Ermittlungskosten, außergerichtliche Gutachterko-
sten, Regulierungskosten, Prozeßkosten) werden nicht als
Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet.

(2) a) Übersteigen die Haftpflichtansprüche die Versiche-
rungssumme, so hat der Versicherer die Prozeßkosten nur
im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe
der Ansprüche zu tragen, und zwar auch dann, wenn es sich
um mehrere aus einem Schadenereignis entstehende Pro-
zesse handelt. Der Versicherer ist in solchen Fällen unbe-
schadet der Vorschrift des § 156 des Versicherungsver-
tragsgesetzes (VVG) berechtigt, sich durch Hinterlegung
der Versicherungssumme und des hierauf entfallenden
Anteils an den bis dahin entstandenen Kosten von weiteren
Leistungen zu befreien.

b) Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten
Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert
der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug
etwaiger sonstiger Leistungen aus demselben Versiche-
rungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages
zum Kapitalwert der Rente erstattet. Der Kapitalwert der
Rente wird zu diesem Zweck auf Grund der vom Stati-
stischen Reichsamt aufgestellten allgemeinen deutschen
Sterbetafel für die Jahre 1924-1926 (Sonderheft zu "Wirt-
schaft und Statistik" Nr. 5, 1929) und eines Zinsfußes von
jährlich 4% ermittelt.

c) Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung ei-
nes Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung
oder Vergleich an dem Verhalten des Versicherungs-
nehmers scheitert, ist der Versicherer für den von der
Weigerung an entstehenden Mehrschaden an Hauptsache,
Zinsen und Kosten dem Versicherungsnehmer gegenüber
von der Verpflichtung zur Leistung frei, sofern er den Ver-
sicherungsnehmer auf diese Folgen aufmerksam gemacht
hat.

§ 4 Ausschlüsse

Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf:

(1) Haftpflichtansprüche, soweit sie auf Grund Vertrags
oder besonderer Zusagen über den Umfang der ge-
setzlichen Haftpflicht des Versicherungsnehmers hin-
ausgehen.

(2) Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden
Schadenereignissen.

(3) Haftpflichtansprüche wegen genetischer Schäden.

(4) Haftpflichtansprüche gegen einen Arzt oder Zahnarzt
oder dessen Dienstherrn oder Arbeitgeber wegen
Schäden, die ein Patient infolge einer von dem Arzt
oder Zahnarzt oder unter dessen Aufsicht an ihm
durchgeführten Untersuchung oder Behandlung erlei-
det.

(5) Haftpflichtansprüche des Versicherungsnehmers ge-
gen mitversicherte Personen. Das gleiche gilt für
Haftpflichtansprüche, die von mitversicherten Per-
sonen gegen den Versicherungsnehmer oder von Mit-
versicherten gegeneinander erhoben werden, soweit
die Ansprüche auf Schäden zurückzuführen sind, die
den Geschädigten bei der genehmigten Tätigkeit ent-
standen sind.

(6) Haftpflichtansprüche aus Schadenfällen von Personen,
die - gleichgültig für wen oder in wessen Interesse -
aus beruflichem oder wissenschaftlichem Anlaß im
Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit
ausüben und hierbei die von radioaktiven Stoffen aus-
gehenden Gefahren in Kauf zu nehmen haben. Satz 1
gilt nur hinsichtlich der Folgen der Personenschäden.

(7) Haftpflichtansprüche aus Schadenfällen von Angehö-
rigen der in Anspruch genommenen versicherten Per-
sonen, denen diese auf Grund gesetzlicher Verpflich-
tung zur Zeit des Versicherungsfalles Unterhalt ge-
währen.

(8) Haftpflichtansprüche wegen Schäden

a) an fremden Sachen, die der Versicherungsnehmer
gemietet, gepachtet, geliehen hat oder die Gegen-
stand eines besonderen Verwahrungsvertrages
sind;

b) die an fremden Sachen durch eine gewerbliche oder
berufliche Tätigkeit des Versicherungsnehmers an
oder mit diesen Sachen (z. B. Bearbeitung, Repara-
tur, Beförderung, Prüfung u. dergl.) entstanden sind;
bei Schäden an fremden unbeweglichen Sachen gilt
dieser Ausschluß nur insoweit, als diese Sachen
oder Teile von ihnen unmittelbar Gegenstand der
Tätigkeit gewesen sind.
Im Falle der Beförderung durch Landtransport be-
zieht sich dieser Ausschluß nicht auf Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden an der Beiladung. Dies gilt
jedoch nur insoweit, als nicht ein anderer Haft-
pflichtversicherer dem Versicherungsnehmer für
Beiladungsschäden haftet.

Sind die Voraussetzungen der obigen Ausschlüsse in
der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten,
Bevollmächtigten oder Beauftragten des Versiche-
rungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versi-
cherungsnehmer als auch für die durch den Versiche-
rungsvertrag etwa mitversicherten Personen. Die Er-
füllung von Verträgen und die an die Stelle der Erfül-
lungsleistung tretende Ersatzleistung ist nicht Gegen-
stand der Haftpflichtversicherung, auch dann nicht,
wenn es sich um gesetzliche Ansprüche handelt, des-
gleichen nicht der Anspruch aus der gesetzlichen Ge-
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fahrtragung (für zufälligen Untergang und zufällige
Verschlechterung).

(9) Haftpflichtansprüche wegen Schäden

a) an fremden Betriebsgrundstücken, Betriebseinrich-
tungen, Betriebsgeräten oder Betriebsmaterialien
aller Art, die ihrer Bestimmung nach den von der
genehmigten Tätigkeit ausgehenden Gefahren aus-
gesetzt sind;

b) an den Transportmitteln, mit denen die radioaktiven
Stoffe befördert worden sind.

(10) Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die an den vom
Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für
seine Rechnung von Dritten) hergestellten und gelie-
ferten Arbeiten oder Sachen infolge einer in der Her-
stellung oder Lieferung liegenden Ursache entstehen.

(11) Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die unmittelbar
oder mittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feind-
seligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Gene-
ralstreik, illegalem Streik oder illegalen Streikmaß-
nahmen im Betrieb des Versicherungsnehmers beru-
hen.

(12) Versicherungsansprüche aller Personen, die den
Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

§ 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versi-
cherer den Antrag auf Genehmigung der Tätigkeit mit
radioaktiven Stoffen, auf Änderung, Erweiterung oder
den Verzicht der genehmigten Tätigkeit, den Genehmi-
gungsbescheid mit sämtlichen Anlagen und alle Ände-
rungen oder den Widerruf der Genehmigung unver-
züglich vorzulegen.

(2) Der Versicherungsnehmer und die mitversicherten
Personen sind verpflichtet, Gesetze, Verordnungen, be-
hördliche Verfügungen und Anordnungen, die dem
Schutz Dritter vor Strahlenschäden dienen, einzuhalten.

(3) a) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer (§ 11)
unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Versicherungsfall
im Sinne dieses Vertrages ist das Schadenereignis, das
Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
zur Folge haben könnte.

b) Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder ein
Strafbefehl oder ein Mahnbescheid erlassen, so hat der
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich
Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versicherungs-
fall selbst bereits angezeigt hat.
Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber
dem Versicherungsnehmer geltend, so ist dieser zur
Anzeige innerhalb einer Woche nach der Erhebung des
Anspruchs verpflichtet. Wird gegen den Versicherungs-
nehmer ein Mahnbescheid erlassen oder sonst ein An-
spruch gerichtlich geltend gemacht, das Armenrecht
nachgesucht oder wird ihm gerichtlich der Streit ver-
kündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu
erstatten. Das gleiche gilt im Falle eines Arrestes, einer
einstweiligen Verfügung oder eines Beweissicherungs-
verfahrens.

c) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, unter Be-
achtung der Weisungen des Versicherers nach Mög-
lichkeit für die Abwendung und Minderung des Scha-
dens zu sorgen und alles zu tun, was zur Klarstellung
des Schadenfalles dient, sofern ihm dabei nichts Unbil-
liges zugemutet wird. Er hat den Versicherer bei der
Abwehr des Schadens sowie bei der Schadenermittlung

und -regulierung zu unterstützen, ihm ausführliche und
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten, alle
Tatumstände, welche auf den Schadenfall Bezug haben,
mitzuteilen und alle nach Ansicht des Versicherers für
die Beurteilung des Schadenfalles erheblichen Schrift-
stücke einzusenden.

d) Kommt es zum Prozeß über den Haftpflichtanspruch,
so hat der Versicherungsnehmer die Prozeßführung
dem Versicherer zu überlassen, dem von dem Versi-
cherer bestellten oder bezeichneten Anwalt Vollmacht
und alle von diesem oder dem Versicherer für nötig er-
achteten Aufklärungen zu geben. Gegen Mahnbeschei-
de oder Verfügungen von Verwaltungsbehörden auf
Schadenersatz hat er, ohne die Weisung des Versiche-
rers abzuwarten, fristgemäß Widerspruch zu erheben
oder die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen.

e) Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne
vorherige Zustimmung des Versicherers einen Haft-
pflichtanspruch ganz oder zum Teil oder vergleichswei-
se anzuerkennen oder zu befriedigen. Bei Zuwider-
handlung ist der Versicherer von der Leistungspflicht
frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer nach
den Umständen die Befriedigung oder Anerkennung
nicht ohne offenbare Unbilligkeit verweigern konnte.

f) Wenn der Versicherungsnehmer infolge veränderter
Verhältnisse das Recht erlangt, die Aufhebung oder
Minderung einer zu zahlenden Rente zu fordern, so ist
er verpflichtet, dieses Recht auf seinen Namen von dem
Versicherer ausüben zu lassen. Die Bestimmungen un-
ter Buchst. c) bis e) finden entsprechende Anwendung.

§ 6 Rechtsverlust

(1) Wird eine Obliegenheit verletzt, die nach § 5 Ziff. (1) dem
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, daß die Verletzung als eine unverschuldete an-
zusehen ist. Auf die Leistungsfreiheit kann sich der
Versicherer nur berufen, wenn er innerhalb eines Mo-
nats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt
hat, den Vertrag kündigt.

(2) Der Versicherer ist denjenigen versicherten Personen
gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung frei, die
den Schaden durch vorsätzliches Zuwiderhandeln ge-
gen eine Obliegenheit nach § 5 Ziff. (2) verursacht ha-
ben. Darüber hinaus besteht Leistungsfreiheit gegen-
über dem Versicherungsnehmer oder solchen mitversi-
cherten Personen, die er mit der Leitung oder Beauf-
sichtigung der genehmigten Tätigkeit oder eines Teils
derselben beauftragt hat, wenn sie den Schaden durch
die Duldung eines vorsätzlichen Zuwiderhandelns ge-
gen eine Obliegenheit nach § 5 Ziff. (2) verursacht ha-
ben.

(3) Wird eine Obliegenheit verletzt, die nach § 5 Ziff. (3) dem
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei
denn, die Verletzung beruht weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit. Bei grobfahrlässiger Verletzung
bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflich-
tet, als die Verletzung weder Einfluß auf die Feststellung
des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung
gehabt hat. Handelt es sich hierbei um die Verletzung
von Obliegenheiten zwecks Abwendung oder Minde-
rung des Schadens, so bleibt der Versicherer bei grob-
fahrlässiger Verletzung zur Leistung insoweit verpflich-
tet, als der Umfang des Schadens auch bei gehöriger
Erfüllung der Obliegenheit nicht geringer gewesen
wäre.
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§ 7 Versicherung für fremde Rechnung
Abtretung des Versicherungsanspruchs

(1) Soweit sich die Versicherung auf Haftpflichtansprüche
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer
selbst erstreckt, finden alle in dem Versicherungsver-
trag bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen
Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäße
Anwendung.
Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsver-
trag steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu;
dieser bleibt neben dem Versicherten für die Erfüllung
der Obliegenheiten verantwortlich.

(2) Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgül-
tigen Feststellung ohne ausdrückliche Zustimmung des
Versicherers nicht übertragen werden.

§ 8 Prämienzahlung, Prämienregulierung,
Prämienangleichung, Prämienrückerstattung

(1) Die nach Beginn des Versicherungsschutzes (§ 2, Ziff.
(1) ) zahlbaren regelmäßigen Folgeprämien sind an den
im Versicherungsschein festgesetzten Zahlungster-
minen, sonstige Prämien bei Bekanntgabe an den Ver-
sicherungsnehmer zuzüglich etwaiger öffentlicher Ab-
gaben und einer Hebegebühr zu entrichten. Unterbleibt
die Zahlung, so ist der Versicherungsnehmer auf seine
Kosten unter Hinweis auf die Folgen fortdauernden
Verzugs schriftlich zur Zahlung innerhalb einer Frist von
zwei Wochen aufzufordern. Tritt der Versicherungsfall
nach dem Ablauf dieser Frist ein und ist der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der
Prämie oder der Kosten im Verzug, so ist der Versiche-
rer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Nach dem
Ablauf der Frist ist der Versicherer, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der Prämie noch im Ver-
zuge ist, berechtigt, das Versicherungsverhältnis ohne
Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. Kündigt
der Versicherer nicht, so ist er für die gerichtliche Gel-
tendmachung der rückständigen Prämie nebst Kosten
an eine Ausschlußfrist von 6 Monaten seit Ablauf der
zweiwöchigen Frist gebunden. Bei Teilzahlung der Jah-
resprämie werden die noch ausstehenden Raten der
Jahresprämie sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug gerät.

(2) a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Er-
halt einer Aufforderung des Versicherers, welche auch
durch einen der Prämienrechnung aufgedruckten Hin-
weis erfolgen kann, Mitteilung darüber zu machen, ob
und welche Änderung in dem versicherten Risiko ge-
genüber den zum Zwecke der Prämienbemessung ge-
machten Angaben eingetreten ist.
Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt
der Aufforderung zu machen. Auf Erfordern des Versi-
cherers sind die Angaben durch die Geschäftsbücher
oder sonstige Belege nachzuweisen. Unrichtige An-
gaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen die-
sen, eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festge-
stellten Prämienunterschieds vom Versicherungs-
nehmer zu erheben, sofern letzterer nicht beweist, daß
die unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu vertre-
tendes Verschulden gemacht worden sind.

b) Auf Grund der Änderungsanzeige oder sonstiger
Feststellungen wird die Prämie entsprechend dem Zeit-
punkt der Veränderung richtiggestellt. Sie darf jedoch
nicht geringer werden als die Mindestprämie, die nach
dem Tarif des Versicherers zur Zeit des Versicherungs-
abschlusses galt. Alle entsprechend § 8 Ziff. (3) nach
dem Versicherungsabschluß eingetretenen Erhöhungen
oder Ermäßigungen der Mindestprämie werden berück-

sichtigt. Beim Fortfall eines Risikos wird die etwaige
Minderprämie vom Eingang der Anzeige ab berechnet.

c) Unterläßt es der Versicherungsnehmer, die obige
Anzeige rechtzeitig zu erstatten, so kann der Versiche-
rer für die Zeit, für welche die Angaben zu machen wa-
ren, an Stelle der Prämienregulierung (Ziff. (2) a) ) als
nachzuzahlende Prämie einen Betrag in Höhe der für
diese Zeit bereits gezahlten Prämie verlangen. Werden
die Angaben nachträglich, aber noch innerhalb zweier
Monate nach Empfang der Aufforderung zur Nachzah-
lung gemacht, so ist der Versicherer verpflichtet, den
etwa zuviel gezahlten Betrag der Prämie zurückzuer-
statten.

(3) a) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt zum 1. Juli
eines jeden Jahres, um welchen Prozentsatz sich der
Durchschnitt der Schadenzahlungen, welche die zum
Betrieb der allgemeinen Haftpflichtversicherung zuge-
lassenen Versicherer im vergangenen Kalenderjahr
geleistet haben, gegenüber dem vorvergangenen Jahr
erhöht oder vermindert hat. Den ermittelten Prozent-
satz rundet er auf die nächstniedrigere, durch fünf teil-
bare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten auch
die speziell durch den einzelnen Schadenfall veran-
laßten Ausgaben für die Schadenermittlung, die aufge-
wendet worden sind, um die Versicherungsleistungen
dem Grunde und der Höhe nach festzustellen.
Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalen-
derjahres gilt die Summe der in diesem Jahr geleisteten
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im glei-
chen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.

b) Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berech-
tigt, im Falle einer Verminderung verpflichtet, die Fol-
gejahresprämie um den sich aus Buchst. a) Absatz 1
Satz 2 ergebenden Prozentsatz zu verändern
(Prämienangleichung).
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des
Versicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um
einen geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht,
den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Buchst.
a) Absatz 1 Satz 1 ermittelt hat, so darf der Versicherer
die Folgejahresprämie nur um den Prozentsatz erhö-
hen, um den sich der Durchschnitt seiner Schadenzah-
lungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im
letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf
diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vor-
stehenden Absatz ergeben würde.

c) Liegt die Veränderung nach Buchst. a) Absatz 1 oder
Buchst. b) Absatz 2 unter 5 Prozent, so entfällt eine
Prämienangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in
den folgenden Jahren zu berücksichtigen.

d) Die Prämienangleichung gilt für die vom 1. Juli an
fälligen Folgejahresprämien. Sie wird dem Versiche-
rungsnehmer mit der Prämienrechnung bekanntgege-
ben.

e) Soweit die Folgejahresprämie nach Lohn-, Bau- oder
Umsatzsumme berechnet wird, findet keine Prämien-
angleichung statt.

(4) Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Ver-
tragszeit oder wird es nach Beginn der Versicherung
rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an
nichtig, so gebührt dem Versicherer Prämie oder Ge-
schäftsgebühr nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen (z. B. §§ 40 und 68 VVG). Kündigt nach Eintritt
des Versicherungsfalles der Versicherungsnehmer, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für die laufende
Versicherungsperiode. Kündigt der Versicherer, so ge-
bührt ihm nur derjenige Teil der Prämie, welcher der
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abgelaufenen Versicherungszeit entspricht. Das gleiche
gilt im Falle der Kündigung des Versicherungsnehmers
wegen Angleichung der Folgejahresprämie
(§ 9 Ziff. (2) a)

§ 9 Vertragsdauer, Kündigung

(1) Der Vertrag ist zunächst für die im Versicherungsschein
festgesetzte Zeit abgeschlossen. Beträgt diese minde-
stens ein Jahr, so bewirkt die Unterlassung rechtswirk-
samer Kündigung eine Verlängerung des Vertrages je-
weils um ein Jahr. Die Kündigung ist rechtswirksam,
wenn sie spätestens 3 Monate vor dem jeweiligen Ab-
lauf des Vertrages schriftlich erklärt wird; sie soll durch
eingeschriebenen Brief erfolgen.

(2) a) Beträgt die Prämienangleichung gemäß § 8 Ziff. (3)
b) vom Vorjahr zum neuen Versicherungsjahr mehr als
10 Prozent oder in drei aufeinanderfolgenden Jahren in
der Addition der Veränderungsprozentsätze mehr als
20 Prozent, so kann das Versicherungsverhältnis vom
Versicherungsnehmer mit sofortiger Wirkung gekündigt
werden. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht
spätestens einen Monat, nachdem der Versicherungs-
nehmer von der Erhöhung Kenntnis erhalten hat, aus-
geübt wird.

b) Das Versicherungsverhältnis kann ferner gekündigt
werden, wenn von dem Versicherer auf Grund eines
Versicherungsfalles eine Schadenersatzzahlung geleis-
tet oder der Haftpflichtanspruch rechtshängig geworden
ist oder der Versicherer die Leistung der fälligen Ent-
schädigung verweigert hat. Das Recht zur Kündigung,
die seitens des Versicherers mit einer Frist von einem
Monat, seitens des Versicherungsnehmers mit sofor-
tiger Wirkung oder zum Schluß der laufenden Versiche-
rungsperiode zu erfolgen hat, erlischt, wenn es nicht
spätestens einen Monat, nachdem die Zahlung geleis-
tet, der Rechtsstreit durch Klagerücknahme, Aner-
kenntnis oder Vergleich beigelegt oder das Urteil
rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird.

(3) Wenn versicherte Risiken vollständig und dauernd in
Wegfall kommen, so erlischt die Versicherung bezüglich
dieser Risiken.

§ 10 Klagefrist

Hat der Versicherer den Versicherungsschutz abgelehnt,
so ist der bestrittene Versicherungsanspruch bei Meldung
des Verlustes durch Erhebung der Klage binnen einer Frist
von 6 Monaten geltend zu machen. Die Frist beginnt mit
dem Tage, an dem der Anspruchsberechtigte durch einge-
schriebenen Brief unter Hinweis auf die Rechtsfolgen der
Fristversäumung davon in Kenntnis gesetzt worden ist, in-
wieweit sein Anspruch auf Versicherungsschutz bestritten
wird.

§ 11 Anzeigen und Willenserklärungen

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-
rungen sind schriftlich abzugeben und sollen an die
Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. Die Vertre-
ter sind zu deren Entgegennahme nicht bevollmächtigt.

Besondere Bedingungen für die Haftpflichtversicherung
von Kernbrennstofftransporten in den Fällen des § 25 (2)
des Atomgesetzes.

I. Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers gemäß § 25 (2) des Atomgesetzes.

II. Eingeschlossen in den Versicherungsschutz ist - ab-
weichend von § 4 Ziff. (2) AHBStr - die gesetzliche Haft-
pflicht aus im Ausland vorkommenden Schadenereignis-
sen. Die Leistungen des Versicherungsnehmers und des
Versicherers erfolgen ausschließlich in Deutscher Mark.
Die Verpflichtung des Versicherers gilt mit dem Zeitpunkt
als erfüllt, an dem der Gegenwert (lt. Umrechnungstabelle)
an eine Außenhandelsbank abgeführt ist.
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bei im Ausland
vorkommenden Schadenereignissen sind Ansprüche we-
gen Personenschäden aus Arbeitsunfällen von im Zusam-
menhang mit der Beförderung tätigen Personen gegen den
Versicherungsnehmer oder andere mitversicherte Per-
sonen, auch soweit es sich um Regreßansprüche Dritter,
insbesondere von Sozialversicherungsträgern und ähn-
lichen Einrichtungen, handelt.

III. Eingeschlossen in den Versicherungsschutz sind - ab-
weichend von § 1 Ziff. (2) AHBStr - Rückgriffsansprüche der
Bundesrepublik Deutschland gemäß § 39 (4) Nr. 2 des
Atomgesetzes wegen von der Bundesrepublik Deutschland
erbrachter Leistungen zur Erfüllung gesetzlicher Schaden-
ersatzverpflichtungen bei Inanspruchnahme einer in § 15
(2) Nr. 4 des Atomgesetzes genannten Person.

IV. Der Versicherer verpflichtet sich zu Gunsten des Bun-
des, der Genehmigungsbehörde jede Änderung des Ver-
trages und - soweit Schadenersatzverpflichtungen infrage
kommen, zu deren Erfüllung die Deckungsvorsorge be-
stimmt ist - jedes Schadenereignis, jede Geltendmachung
von Schadenersatzansprüchen und jede Leistung zur Er-
füllung von Schadenersatzverpflichtungen unverzüglich
anzuzeigen, sobald ihm diese Umstände bekannt werden.

Anhang

§ 13 (5) AtG (Atomgesetz):
Gesetzliche Schadensersatzverpflichtungen im Sinne die-
ses Gesetzes sind die auf gesetzlichen Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts beruhenden Schadens-
ersatzverpflichtungen. Zu den gesetzlichen Schadens-
ersatzverpflichtungen im Sinne dieses Gesetzes gehören
Verpflichtungen aus §§ 640, 641 der Reichsversicherungs-
ordnung nicht, Verpflichtungen zur Schadloshaltung, die
sich auf § 7 Abs. 6 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 14
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ergeben, sowie
ähnliche Entschädigungs- oder Ausgleichsverpflichtungen
nur insoweit, als der Schaden oder die Beeinträchtigung
durch Unfall entstanden ist.

§ 640 RVO (Reichsversicherungsordnung):
(1) Haben Personen, deren Ersatzpflicht durch § 636 oder
§ 637 beschränkt ist, den Arbeitsunfall vorsätzlich oder
grobfahrlässig herbeigeführt, so haften sie für alles, was
die Träger der Sozialversicherung nach Gesetz oder Sat-
zung infolge des Arbeitsunfalls aufwenden müssen. Statt
der Rente kann der Kapitalwert gefordert werden.
(2) Die Träger der Sozialversicherung können nach billigem
Ermessen insbesondere unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Schädigers auf den Ersatz-
anspruch verzichten.

§ 38 VVG (Versicherungsvertragsgesetz):
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig ge-
zahlt, so ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht be-
wirkt ist, berechtigt, vom Vertrage zurückzutreten. Es gilt
als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht in-
nerhalb von drei Monaten vom Fälligkeitstage an gericht-
lich geltend gemacht wird.
Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls
noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.
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§ 39 VVG:
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen
Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei
Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine
Nachbildung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind
die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2, 3 mit dem
Ablaufe der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung,
die ohne Beachtung dieser Vorschriften erfolgt, ist unwirk-
sam.
Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablaufe der Frist ein
und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit
der Zahlung der Prämie oder der geschuldeten Zinsen oder
Kosten im Verzuge, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.
Der Versicherer kann nach dem Ablaufe der Frist, wenn der
Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzuge ist, das
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist kündigen. Die Kündigung kann bereits bei der
Bestimmung der Zahlungsfrist dergestalt erfolgen, daß sie
mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer in diesem Zeitpunkte mit der Zahlung im Verzuge
ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung
ausdrücklich hinzuweisen. Die Wirkungen der Kündigung
fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines
Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit
der Fristbestimmung verbunden ist, innerhalb eines Mo-
nats nach dem Ablaufe der Zahlungsfrist die Zahlung
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits einge-
treten ist.
Soweit die in Abs. 2, 3 bezeichneten Rechtsfolgen davon
abhängen, daß Zinsen oder Kosten nicht gezahlt worden
sind, treten sie nur ein, wenn die Fristbestimmung die Höhe
der Zinsen oder den Betrag der Kosten angibt.

§ 40 VVG:
Wird das Versicherungsverhältnis wegen Verletzung einer
Obliegenheit oder wegen Gefahrerhöhung auf Grund der
Vorschriften des zweiten Titels durch Kündigung oder
Rücktritt aufgehoben oder wird der Versicherungsvertrag
durch den Versicherer angefochten, so gebührt dem Ver-
sicherer gleichwohl die Prämie bis zum Schluß der Versi-
cherungsperiode, in der er von der Verletzung der Oblie-
genheit, der Gefahrerhöhung oder von dem Anfechtungs-
grunde Kenntnis erlangt hat. Wird die Kündigung erst in der
folgenden Versicherungsperiode wirksam, so gebührt ihm
die Prämie bis zur Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses.
Wird das Versicherungsverhältnis wegen nicht rechtzei-
tiger Zahlung der Prämie nach § 39 gekündigt, so gebührt
dem Versicherer die Prämie bis zur Beendigung der lau-
fenden Versicherungsperiode. Tritt der Versicherer nach
§ 38 Abs. 1 zurück, so kann er nur eine angemessene Ge-
schäftsgebühr verlangen. Ist mit Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde in den Versicherungsbedingungen ein be-
stimmter Betrag für die Geschäftsgebühr festgesetzt, so
gilt dieser als angemessen.
Endigt das Versicherungsverhältnis nach § 13 oder wird es
vom Versicherer auf Grund einer Vereinbarung nach § 14
gekündigt, so kann der Versicherungsnehmer den auf die
Zeit nach der Beendigung des Versicherungsverhältnisses
entfallenden Teil der Prämie unter Abzug der für diese Zeit
aufgewendeten Kosten zurückfordern.

§ 68 VVG:
Besteht das versicherte Interesse bei dem Beginn der
Versicherung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für
ein künftiges Unternehmen oder sonst für ein künftiges In-
teresse genommen ist, das Interesse nicht zur Entstehung,
so ist der Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur
Zahlung der Prämie frei; der Versicherer kann eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen.
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die
er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der
Versicherer von dem Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt.
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Ver-
sicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine be-
hördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges weg oder ist
der Wegfall des Interesses die unvermeidliche Folge eines
Krieges, so gebührt dem Versicherer nur der Teil der Prä-
mie, welcher der Dauer der Gefahrtragung entspricht.
Fällt das versicherte Interessse weg, weil der Versiche-
rungsfall eingetreten ist, so gebührt dem Versicherer die
Prämie für die laufende Versicherungsperiode.

§ 156 VVG:
Verfügungen über die Entschädigungsforderung aus dem
Versicherungsverhältnis sind dem Dritten gegenüber un-
wirksam. Der rechtsgeschäftlichen Verfügung steht eine
Verfügung gleich, die im Wege der Zwangsvollstreckung
oder der Arrestvollziehung erfolgt.
Ist die von dem Versicherungsnehmer an den Dritten zu
bewirkende Leistung durch Vergleich, Anerkenntnis oder
Urteil festgestellt, so ist der Versicherer nach vorheriger
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers berechtigt
und auf Verlangen des Versicherungsnehmers verpflichtet,
die Zahlung an den Dritten zu bewirken.
Sind mehrere Dritte vorhanden und übersteigen ihre For-
derungen aus der die Verantwortlichkeit des Versiche-
rungsnehmers begründenden Tatsache die Versiche-
rungssumme, so hat der Versicherer nach Maßgabe des
Abs. 2 die Forderungen nach dem Verhältnis ihrer Beträge
zu berichtigen. Ist hierbei die Versicherungssumme er-
schöpft, so kann sich ein Dritter, der bei der Verteilung
nicht berücksichtigt worden ist, nachträglich auf die Vor-
schrift des Abs. 1 nicht berufen, wenn der Versicherer mit
der Geltendmachung dieser Ansprüche entschuldbarer-
weise nicht gerechnet hat.
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